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Die Defizite der gesetzlichen Pflegeversicherung
sind in doppelter Hinsicht offensichtlich: Zum einen
ganz plastisch in
Form steigender
jährlicher Budgetde-
fizite, die nur noch
durch einen Rück-
griff auf die nicht
mehr lange vorhan-
denen Reserven auf-
gefangen werden
können. Zum ande-
ren haben inzwi-
schen wohl auch die
damaligen „Wohl-
täter“ begriffen, dass
angesichts der de-
mographischen Ent-
wicklung die Einfüh-
rung der umlage-
basierten Pflegever-
sicherung vor 10
Jahren eine famose
Fehlleistung war. An-
statt auf intergenera-
tive Umverteilung zu
verzichten und die
lebenden Generation
zunächst mit dem
Aufbau eines Kapi-
talstocks zu belas-
ten, wählte der Ge-
setzgeber den politisch vermeintlich attraktiveren
Weg und „beglückte“ die Bürger mit sofortigen Ver-
sicherungsleistungen. Dass das damit verbundene
Einführungsgeschenk irgendwann zurückgezahlt
werden muss, blendete man damals tunlichst aus.
Selten trat die kurzfristige Ausrichtung politischen
Denkens und Handelns so deutlich zu Tage.

Die vorliegende Publikation quantifiziert unter
Verwendung des Konzepts der internen Rendite
erstmals konkret, wie hoch der Einführungsvorteil
für die erste Generation in der gesetzlichen
Pflegeversicherung ist. Zudem wird gezeigt, wer
die dadurch entstehende implizite Verschuldung
zu tragen hat und wer von der unvermeidlichen
Rückzahlung des Einführungsgeschenkes beson-
ders betroffen ist.

Reformen, vor allem wenn sie Leistungskürzungen
beinhalten, sind politisch nur schwer durchzusetzen.

Das gilt auch für die
gesetzliche Pflege-
v e r s i c h e r u n g .
Schnell ist von sozia-
lem Kahlschlag die
Rede. Wie falsch die-
se Vorstellung ist,
zeigt ein Blick auf die
internen Renditen in
der Pflegeversiche-
rung, die für die älte-
ren Generationen
„traumhafte“ Höhen
erreichen. Einen Teil
dieser Einführungs-
gewinne wieder zu-
rückzunehmen, um
junge und zukünftige
Generationen zu ent-
lasten, hat nichts mit
sozialer Kälte zu tun,
sondern ist ein Ge-
bot langfristig ausge-
richteter und an Ge-
rechtigkeitsprinzipien
orientierter Politik.

Prof. Dr. Michael Eilfort, Vorstand

Prof. Dr. Bernd Raffelhüschen, Vorstand
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Berlin, den 15. November 2005

Vorwort

Zum Inhalt dieser Studie

Die Einführung der gesetzlichen Pflegeversicherung (GPV) im
Jahr 1995 auf Basis des Umlageverfahrens verursacht auf-
grund der demographischen Entwicklung eine massive inter-
generative Umverteilung. Ältere, das heißt pflegenahe Jahr-
gänge, profitieren, da sie Leistungen erhalten, ohne jemals
selbst nennenswerte Beiträge geleistet zu haben. Dagegen
müssen die jüngeren und nachwachsenden Generationen die
dadurch entstandene implizite Verschuldung „zurückzahlen“. 

Mit einem Vergleich der internen Renditen quantifiziert die
vorliegende Studie erstmals die Umverteilungswirkungen, die
durch die Einführung der Pflegeversicherung entstanden sind.
Während sich für ältere Jahrgänge zweistellige reale Renditen
errechnen, sind zukünftige Generationen mit einer internen
Verzinsung konfrontiert, die unterhalb der am Kapitalmarkt er-
zielbaren liegt.

Es zeigt sich außerdem, dass es innerhalb der GPV neben der
intergenerativen Umverteilung eine starke intragenerative
Umverteilung gibt: Die Männer sind die eindeutigen Verlierer.
Sie finanzieren fast ausschließlich die Rückzahlung des Ein-
führungsgeschenks der ersten Generationen – weil Frauen im
Schnitt geringere Beiträge zahlen und länger leben. Für alle
nach 1995 geborenen Männer ergibt sich eine negative inter-
ne Rendite, das heißt sie müssen mehr einzahlen, als sie je
erhalten werden.



1 Einleitung

Im Unterschied zu der Inkraftsetzung eines reinen
Kapitaldeckungsverfahrens geht jede Einführung ei-
nes umlagefinanzierten sozialen Alterssicherungs-
systems mit einem Einführungsvorteil für die alten
und insbesondere für die ältesten Generationen ein-
her. So auch im Fall der gesetzlichen Pflegeversiche-
rung (GPV), die im Jahr 1995 als fünfte Säule der
Sozialversicherung eingerichtet wurde. 

Im Gegensatz zu einem kapitalgedeckten System, in
dem zur Leistungsgewährung erst eine vorgelagerte
Phase der Kapitalakkumulation notwendig ist, wer-
den im Rahmen des Umlageprinzips sämtliche lau-
fenden Beitragseinnahmen zur Finanzierung der in
der gleichen Periode anfallenden Leistungsausga-
ben verwendet. Damit ist die Versorgung der Be-
standsfälle und der risikonahen Fälle zum Zeitpunkt
der Systemimplementierung sichergestellt. Demzu-
folge beschert das Umlageverfahren all jenen Gene-
rationen einen „Gewinn“, die zum Zeitpunkt der Ein-
führung und in den darauffolgenden Jahrzehnten
zum Kreis der Leistungsempfänger gehören, ohne
vorher entsprechende Beiträge geleistet zu haben.

Dieser Vorteil der ersten Generationen stellt sich
aber nur bei entsprechender demographischer Ent-
wicklung bzw. Wirtschaftswachstum und Beschäf-
tigungslage als tatsächlicher Vorzug eines Umlage-
verfahrens heraus. Denn nur, wenn die interne Ren-
dite aus dem umlagebasierten System dauerhaft
größer ist als jene aus einem alternativen kapitalge-
deckten System, stellt die Einführung eines Umlage-
verfahrens für alle Generationen tatsächlich einen
Vorteil dar. Im umgekehrten Fall, wenn die interne
Rendite des Umlageverfahrens kleiner ist als die des
kapitalgedeckten Systems (man spricht dann von
dynamischer Effizienz), ruft jede Inkraftsetzung des
Umlageprinzips sowohl Gewinner als auch Verlierer
hervor, wobei Letztere umso stärker als „Verlierer“
hervorgehen, je mehr die Bevölkerung eine Alte-
rungstendenz aufweist. Da das Pflegerisiko ein fast
reines Altersrisiko ist, folgt, dass mit steigendem An-
teil älterer und damit pflegebedürftiger Menschen an
der Gesamtbevölkerung und mit abnehmendem An-

teil erwerbstätiger Beitragszahler die beitragspflich-
tigen Versicherten entsprechend stärker zur Finan-
zierung der Leistungen herangezogen werden müs-
sen. So wird es trotz der im Sozialgesetzbuch XI vor-
geschriebenen einnahmenorientierten Ausgabenpo-
litik zu Beitragssatzerhöhungen kommen. Während
das Umlageprinzip einerseits also eine Problemlö-
sung für die Bestandsfälle bietet, wird damit gleich-
zeitig eine implizite Schuld auf das System geladen.

Diese mit Inkrafttreten der GPV verbundenen inter-
generativen Verteilungseffekte aller lebenden und
zukünftigen Generationen werden im Rahmen die-
ses Beitrags mit Hilfe des Konzeptes der internen
bzw. impliziten Renditen dargestellt. So gibt die im-
plizite Rendite der GPV für ein repräsentatives Indi-
viduum eines Geburtsjahrgangs Auskunft über das
Verhältnis der Beitragszahlungen bezogen auf die
Pflegeleistungen. Damit soll einerseits jener Einfüh-
rungsvorteil ermittelt werden, der sich für die mittel-
alten bis ältesten Jahrgänge durch verkürzte bzw.
komplett ausbleibende Nettobeitragsphasen ergibt,
sowie die dadurch erzeugte implizite Verschuldung
des Systems. Andererseits soll die Frage geklärt
werden, wer das sogenannte Einführungsgeschenk
der ersten Generationen trägt. Während die hier ver-
wendete Bezeichnung des Einführungsvorteils be-
grifflich nicht näher festgelegt ist, handelt es sich bei
der Bezeichnung des Einführungsgeschenks um ei-
nen in der ökonomischen Literatur inzwischen fest-
stehenden Begriff. Im Fall dynamischer Effizienz ent-
spricht dessen Höhe nämlich genau dem über alle
Generationen aufsummierten Barwert aus der Dif-
ferenz der internen Rendite eines alternativen kapi-
talgedeckten und der impliziten Rendite des umla-
gefinanzierten Systems, wobei diese Differenz als
eine implizite Steuer interpretiert werden kann. 

Der Beitrag gliedert sich wie folgt: Abschnitt 2 er-
läutert das Konzept und die Methodik zur Messung
der internen Rendite. Darauf aufbauend werden in
Abschnitt 3 die internen Renditen unterschiedlich
von der GPV betroffener Generationen aufgeführt. In
diesem Zusammenhang wird zunächst unterstellt,
dass der Beitragssatz i.H.v. 1,7 Prozent unverändert
in alle Zukunft bestehen bleibt. Dies hat den Zweck,
den vom Gesetzgeber mit Inkraftsetzung der GPV
vorgesehenen Einführungsvorteil zu bestimmen und
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lungsströme auf das Basisjahr abgezinst werden.
Die durchschnittlichen Nettozahlungen eines reprä-
sentativen Individuums ergeben sich als Summe
über die einzelnen Typen der Pflegebeiträge und
Pflegetransfers: Auf der Beitragsseite wird zwischen
Beiträgen aus der Arbeitslosenhilfe, Beiträgen von
Rentnern und Beiträgen von Erwerbstätigen diffe-
renziert, wobei als Beitragszahlung sowohl der vom
Arbeitgeber als auch der vom Arbeitnehmer zu zah-
lende Anteil berücksichtigt wird. Ebenfalls Berück-
sichtigung findet das zum 1. Januar 2005 umge-
setzte Bundesverfassungsgerichtsurteil zum Fami-
lienlastenausgleich. Dieses sogenannte Kinderbe-
rücksichtigungsgesetz hebt den Arbeitnehmerbei-
tragssatz für Kinderlose um 0,25 Prozentpunkte an.
Auf der Leistungsseite werden die Transfers aufge-
schlüsselt nach den Pflegestufen 1 bis 3 sowie ge-
ordnet in die Kategorien ambulant und stationär. 

Um die individuellen Nettozahlungen für alle dem
Projektionsjahr 2003 – es ist das letzte Jahr, für wel-
ches makroökonomische Aggregatsdaten vorliegen
– folgenden Jahre zu ermitteln, werden die alters-
spezifischen Beiträge und Leistungen mit einer den
allgemeinen Produktivitätsfortschritt abbildenden
jährlichen Wachstumsrate (g) von hier angenom-
men 1,5 Prozent fortgeschrieben. Mit dieser kon-
stanten Wachstumsrate wird unterstellt, dass alle
Generationen von einer „Pflegepolitik“ betroffen
sein werden, deren Einnahmen- und Ausgaben-
ströme mit dem allgemeinen Produktivitätsfort-
schritt wachsen, die ansonsten jedoch unverändert
Bestand hat.

Damit sind sämtliche Informationen, die zur Bestim-
mung vergangener und zukünftiger Zahlungsströme
zwischen einem repräsentativen Individuum einer
Generation und der GPV nötig sind, vorhanden. Die
interne Rendite ist nun derjenige Diskontierungs-
satz, der die Barwerte der Pflegebeiträge und Pfle-
geleistungen genau zum Ausgleich bringt, also jene
Diskontierungsrate, die den Barwert der Nettozah-
lungen gleich Null setzt. Dabei bestimmt sich die in-
terne Rendite einer jeweiligen Kohorte durch ein ite-
ratives Lösungsverfahren. Weiterhin werden alle in
den folgenden beiden Abschnitten aufgeführten in-
ternen Renditen in realen Größen ausgewiesen.
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in einem zweiten Schritt die implizite Schuld der ein-
zelnen Kohorten festzustellen: So berücksichtigt
Abschnitt 4 die aufgrund der Bevölkerungsentwick-
lung notwendigen Beitragssatzanpassungen und
liefert die tatsächlichen internen Renditen lebender
und zukünftiger Generationen. Durch einen Ver-
gleich mit der internen Rendite eines alternativen
kapitalgedeckten Systems lässt sich ferner festhal-
ten, welche Generationen das sogenannte Ge-
schenk der ersten Generationen zu tragen haben.
Abschnitt 5 fasst die Ergebnisse der Renditebe-
rechnungen zusammen, bevor in Abschnitt 6 einige
Schlussfolgerungen gezogen und politische Hand-
lungsempfehlungen gegeben werden.

2 Überblick zur Methodik

Die implizite Rendite der GPV kann als interner
Zinsfuß einer aus Einzahlungen und Auszahlungen
bestehenden Zahlungsreihe dargestellt werden. Für
die Bestimmung der internen Rendite einer jeweili-
gen Generation müssen sämtliche Zahlungsströme,
die zwischen einem repräsentativen Individuum der
entsprechenden Kohorte und der GPV fließen, be-
stimmt werden. Aufgrund der Einführung der GPV
im Jahr 1995 betreffen die Zahlungsströme – ab-
hängig vom Geburtsjahr – entweder den gesamten
Lebenszyklus oder lediglich einen Teil davon. Ver-
einfachend wird von einem Durchschnittsindividu-
um ausgegangen, das im Alter von 20 Jahren in das
Erwerbsleben eintritt und wobei lediglich die Unter-
scheidung zwischen Mann und Frau getroffen wird.

Im Folgenden dient das Jahr 1995 als Basisjahr
der Berechnungen, wodurch alle Beitragszahlun-
gen und Transfers Berücksichtigung finden, die
seit Errichtung der GPV geflossen sind. Die durch-
schnittlichen Zahlungsströme jeder einzelnen Ko-
horte über den gesamten Lebenszyklus können
als Barwert aller Nettozahlungen, also als Differenz
aus Beitragszahlungen und erhaltenen Transfers,
abgebildet werden. Zur Berechnung dieses Bar-
werts bedarf es der folgenden Faktoren: Erstens,
der unterschiedlichen Zahlungsströme, wobei ins-
gesamt neun unterschiedliche Beitrags- und
Transfertypen berücksichtigt werden. Zweitens,
der altersspezifischen Überlebenswahrscheinlich-
keiten, wobei ein maximales Lebensalter von 100
Jahren unterstellt wird, und drittens einer Diskont-
rate, mit der die mit den Überlebenswahrschein-
lichkeiten multiplizierten durchschnittlichen Zah-



Durchschnitt Männer ab einem Alter von 69 (siehe
exemplarisch Punkt A in Abbildung 1), Frauen im
Durchschnitt bereits ab einem Alter von 64 Jahren
(siehe exemplarisch Punkt B in Abbildung 1). So
leisten Frauen im Vergleich zu den Männern nur
ca. die Hälfte der Beitragszahlungen, erhalten
gleichzeitig aber deutlich mehr Pflegeleistungen,
was auf die längere Lebenserwartung und die im
Durchschnitt damit verbundenen umfangreicheren
Transfererhalte der Frauen zurückzuführen ist. Ab-
bildung 1 illustriert die alters- und geschlechts-
spezifischen Beitrags- und Leistungsprofile des
Projektionsjahres 2003, ausgedrückt in Preisen
2003. Datengrundlage dieser Profile sind zum ei-
nen die makroökonomischen Aggregatsdaten, die
aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
(VGR) des Jahres 2003 stammen. Zum anderen
werden altersspezifische Querschnittsdaten benö-
tigt. Die altersspezifischen Leistungsprofile wur-
den dabei aus Daten generiert, die direkt beim
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Si-
cherung angefordert wurden. Die Profile für die
Beitragszahlungen der Erwerbstätigen und Ar-
beitslosen stammen aus der Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe 1998. Die Zahlungsprofile
der Rentner wurden mit Hilfe der VDR-Statistik
2001 gewonnen. Zu beachten ist, dass im Zeit-
raum vom 1. Januar 1995 bis zum 31. Juni 1996
der Beitragssatz bei einem Prozent lag; erst mit
Inkrafttreten der stationären Leistungen zum 1. Juli

3 Ergebnisse der Messung
der internern Rendite und
des Einführungsvorteils

Die Berechnungen der internen Renditen erfolgen
hier für die Jahrgänge 1895, also die im Jahr 1995
100-Jährigen, bis einschließlich des Jahrgangs
2025. Dabei stellt erstmalig der Jahrgang 1975 je-
nen Jahrgang dar, dessen Zahlungsströme seinen
gesamten Lebenszyklus betreffen. Diese Kohorte
ist die erste, die durch die Einführung des Umla-
geverfahrens keinen geldwerten Vorteil mehr erhält,
da sie die Beitrags- und Transferphase zur Gänze
durchlaufen muss. Folglich bildet ein im Jahr 1995
20-jähriges Individuum den Referenzfall, mit dem
sämtliche im Weiteren ausgewiesenen internen
Renditen verglichen werden können. Da dieser Ab-
schnitt den mit Festlegung des Beitragssatzes und
des Leistungsniveaus vom Gesetzgeber induzier-
ten Einführungsvorteil quantifizieren soll, wird
angenommen, dass für alle Kohorten der Beitrags-
satz von 1,7 Prozent bis in alle Zukunft unverändert
gelte. Die bisher nominell festgeschriebenen Pfle-
geleistungen werden einer jährlichen Dynamisie-
rung, die dem allgemeinen Produktivitätsfortschritt
von real 1,5 Prozent entspricht, unterzogen. Dies
führt angesichts realen Wirtschaftswachstums zu
einer Gleichbehandlung aller Generationen auf der
Ausgabenseite und damit
auch zu einem adäquaten
Vergleich der internen Rendi-
ten unterschiedlicher Jahr-
gänge. In einem zweiten
Schritt lässt sich damit der
den einzelnen Generationen
zufallende Anteil an impliziter
Schuld aufzeigen. 

Wie einleitend bereits er-
wähnt, stellt die GPV für all
jene Generationen einen
Einführungsvorteil dar, die
bei Errichtung der GPV be-
reits zum Kreis der Leis-
tungsempfänger gehören
bzw. aus heutiger Sicht ge-
hört haben, sowie für all je-
ne, die nicht mehr die kom-
plette Nettobeitragsphase
durchlaufen müssen. Netto-
transferempfänger sind im
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Quelle: Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung (2005), eigene Berechnungen.
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Abbildung 1: Alters- und geschlechtsspezifische Beitrags- und Leistungs-
profile des Projektionsjahres 2003 (in Preisen 2003)



1996 wurde der Beitragssatz auf 1,7
Prozent angehoben.

Gemäß der durchschnittlichen Beitrags-
und Leistungsprofile der jeweiligen Jah-
re waren bei Einführung der GPV alle
Männer Jahrgang 1925 und älter über
ihren restlichen Lebenszyklus bereits
Nettotransferempfänger, bei den Frauen
bereits alle Jahrgänge 1930 und älter. Da
den Transferleistungen im Saldo keine
Beitragszahlungen gegenüberstehen
und -standen, weisen diese Kohorten
damit allesamt eine unendliche Rendite
auf. Um dennoch einen Anhaltspunkt
bezüglich der Höhe des Einführungs-
vorteils durch die GPV zu geben, sind im
Folgenden die Barwerte der Pro-Kopf-
Nettotransfers der entsprechenden Ko-
horten aufgeführt (vgl. Abbildung 2): Ei-
ne Frau des Jahrgangs 1930 erhält dem-
nach durchschnittlich 13.600 Euro an
Nettopflegetransfers über ihr verbleiben-
des Leben, ohne jemals tatsächlich
Nettobeiträge geleistet zu haben. Ähn-
lich wird eine Frau des Jahrgangs 1925
gestellt. Ein männlicher Repräsentant
dieser Kohorte hingegen erhält gerade
einmal die Hälfte an Nettoleistungen als
Einführungsvorteil, nämlich in etwa
8.000 Euro. Ausgehend hiervon lässt
sich zurück bis in das Jahr 1995 der
Vorteil des damals 100-Jährigen ausmachen.
Dabei resultieren die mit steigendem Alter der In-
dividuen abnehmenden Barwerte an Nettotrans-
ferleistungen aus absolut gesehen geringeren
Transferleistungen aufgrund einer geringeren
Restlebensdauer. Der Einführungsvorteil des älte-
sten im Jahr 1995 lebenden Jahrgangs betrug 470
Euro an ambulanten Nettopflegetransfers.

Einen Einführungsvorteil haben aber auch all jene
Kohorten, die im Jahr 1995 zwar noch zu den Net-
tobeitragszahlern zählen, jedoch nicht mehr ihre
komplette Nettobeitragsphase zu durchlaufen ha-
ben. Dies wiederum trifft auf alle Jahrgänge 1970
und älter zu, da die Nettobeitragsphase effektiv
erst ab dem Jahrgang 1975 und aufwärts komplett
beschritten wird. Je näher sich eine Kohorte am
Ende ihrer Nettobeitragsphase befindet, desto
stärker profitiert sie von der Einführung der umla-
gefinanzierten GPV. Durch einen Vergleich der in-
ternen Renditen der im Jahr 1995 ältesten noch
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nettobeitragszahlenden Kohorte, bei Männern der
Jahrgang 1930 und bei Frauen der Jahrgang 1935,
bis hin zur jüngsten nettobeitragszahlenden Ko-
horte, der Referenzkohorte 1975, lässt sich dieser
Sachverhalt veranschaulichen (vgl. Abbildung 3).
Dabei ergibt sich der Einführungsvorteil für jeden
einzelnen Jahrgang als Differenz aus der Rendite
der jeweiligen Kohorte zur Referenz-Rendite – der
Rendite, der im Jahr 1995 20-Jährigen.

Die erste auf einer Nettobeitragsphase von vier
Jahren basierende interne Rendite eines Mannes
des Jahrgangs 1930 liegt bei 28,4 Prozent. Diese
schmilzt auf knapp 12,4 Prozent für einen im Jahr
1935 geborenen Mann ab, der im Vergleich zu sei-
nem fünf Jahre älteren Pendant zehn Jahre an
Nettobeitragszahlungen leistet. Eine ebenfalls im
Jahr 1935 geborene Frau – allerdings mit nur einer
Nettobeitragsphase von fünf Jahren – erreicht im
Rahmen der Einführung der GPV eine interne
Rendite in Höhe von knapp 30 Prozent. 
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Abbildung 2a: Barwert der Nettotransfers der weiblichen
Jahrgänge 1895 bis 1930 (in Preisen von 2003)

Abbildung 2b: Barwert der Nettotransfers der männlichen
Jahrgänge 1895 bis 1930 (in Preisen von 2003)

Quelle: Eigene Berechnungen.

Quelle: Eigene Berechnungen.
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Für jede jüngere Generation ergibt
sich entsprechend der jeweils länger
zu durchlaufenden Nettobeitrags-
phasen eine geringere „Verzinsung“
der geleisteten Beiträge und somit
auch ein nur noch geringerer Ein-
führungsvorteil. So sieht sich ein
Mann bzw. eine Frau des Jahrgangs
1945 noch einer impliziten Rendite
von 5,2 bzw. 10,6 Prozent gegenü-
ber, während sich diese für einen im
Jahr 1995 30-jährigen Mann
(Jahrgang 1965) bzw. eine 30-jähri-
ge Frau auf 2,4 bzw. 5,4 Prozent
reduziert. Dies wiederum entspricht
bereits fast der „Verzinsung“ der
Beiträge der Referenzkohorte, die
bei 2,2 Prozent für einen Mann bzw.
4,8 Prozent für eine Frau liegt.

Unter der Annahme, dass der Bei-
tragssatz wie auch die Leistungsausgaben unver-
ändert in alle Zukunft fortgeschrieben werden, se-
hen sich alle dem Jahrgang 1975 folgenden Gene-
rationen mit derselben internen Rendite wie die Re-
ferenz-Kohorte konfrontiert. Dies ist insofern stim-
mig, als mit einem unveränderten Beitragssatz die
„Verzinsung“ der Beiträge auf einem konstanten
Niveau gehalten wird. Unter der damit gewisserma-
ßen implizit unterstellten stationären Bevölkerung
findet auch keine Lastverschiebungen statt, da alle
Generationen für die gleiche zu erwartende
Leistung einen identischen Beitragssatz zu entrich-
ten haben.

Ganz anders jedoch sieht die Realität aus: Da der
Anteil älterer Menschen an der Gesamtbevölkerung
im Vergleich zum Anteil erwerbstätiger Beitrags-
zahler steigt, müssen insbesondere die jungen Er-
werbstätigen zwangsläufig stärker zur Finanzierung
der Leistungen herangezogen werden. Dies be-
deutet, trotz der im Rahmen der GPV vorgeschriebe-
nen einnahmenorientierten Ausgabenpolitik, laufen-
de Beitragssatzanhebungen. Dabei sind diese Bei-
tragssatzsteigerungen nichts anderes als die Fi-
nanzierung der Alterung.

Im folgenden Abschnitt kann mit Hilfe der internen
Rendite gezeigt werden, welche Generationen in
welchem Ausmaß an der Tilgung der impliziten
Schuld der GPV beteiligt sind. Die Höhe der implizi-
ten Schuld der GPV kann auch als Nachhaltig-
keitslücke ausgedrückt werden. Diese reflektiert

den Barwert aller zukünftigen Budgetdefizite, wel-
che aus einer in alle Zukunft unveränderten Pflege-
politik resultieren. Die Nachhaltigkeitslücke der
GPV beträgt rund 32,1 Prozent des BIP 2003 oder
– in absoluten Größen ausgedrückt – 700 Mrd.
Euro. Damit wird jene implizite Verschuldung offen-
gelegt, die durch die Einführung der GPV als Umla-
geverfahren bei gegebener demographischen Ent-
wicklung resultiert. 

4 Interne Rendite bei gegebener
demographischer Entwicklung

Um die interne Rendite zu berechnen, die sich im
Rahmen der GPV bei tatsächlicher demographi-
scher Entwicklung ergibt, muss die in Abschnitt 2
erläuterte Vorgehensweise zur Bestimmung des
Barwerts der Nettozahlungen und damit der Be-
rechnung der internen Rendite angepasst werden.
Bei der Ermittlung der durchschnittlichen Beitrags-
zahlungen sind nun die defizitbereinigten Beitrags-
sätze zu berücksichtigen, d.h. diejenigen Beitrags-
sätze, die in jeder Periode die Einnahmen an die
steigenden Ausgaben angleichen.

Ein Vergleich der internen Rendite bei konstantem
Beitragssatz und der internen Rendite unter Be-
rücksichtigung der defizitbereinigten Beitragssatz-
anpassungen eines jeden Jahrgangs zeigt, dass es

Basisjahr 1995, Projektionsjahr 2003, g=1,5%
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Abbildung 3: Interne Rendite durch Einführung der GPV im Jahr 1995 
bei konstantem Beitragssatz (ohne Beitragssatzanpassung)

Quelle: Eigene Berechnungen.
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zu einer mehr oder minder starken
Abschmelzung der impliziten Ren-
diten der GPV kommt (Abbildung 4).
Dabei resultiert die Differenz in den in-
ternen Renditen allein aus der demo-
graphischen Entwicklung und damit
aus der Finanzierung der Alterung.
Folglich kann der jeweils von einer
Kohorte zu tragende Anteil an implizi-
ter Schuld als Differenz dieser beiden
Renditen ermittelt werden.

Kaum bzw. nur wenig betroffen von
den Beitragssteigerungen, die erst-
malig im Jahr 2009 erfolgen (siehe
hierzu auch Abbildung 5), sind die
Jahrgänge 1955 und älter. So ist ein
im Jahr 1995 40-jähriger Mann mit ei-
ner Reduktion seiner internen Rendite
um 0,72 Prozentpunkte konfrontiert,
eine Frau derselben Altersklasse
gerade einmal mit einer Reduktion um
0,41 Prozentpunkte, was auf die vergleichsweise
niedrigeren Beitragszahlungen zurückzuführen ist.
Je jünger nun aber eine Kohorte, umso mehr schla-
gen sich auch die höheren zukünftigen Beitragssät-
ze in der internen Rendite nieder, weil die ent-
sprechenden Generationen nicht nur eine längere
Phase mit entsprechend höheren Beiträgen durch-
laufen müssen, sondern diese Beitragssätze im
Zeitablauf zudem weiter ansteigen: Ausgehend von
1,7 Prozent bis zum Jahr 2008 steigt der Beitra-
gssatz kontinuierlich bis auf sein
Maximum von 3,9 Prozent im Jahr
2055 an. Demzufolge werden vor-
nehmlich die im Basisjahr jungen und
zukünftigen Kohorten von den Bei-
tragssatzanpassungen getroffen.

Im Vergleich zu der hypothetischen
internen Rendite bei konstantem Bei-
tragssatz stellt sich bei einem Mann
der Referenzkohorte 1975 eine Re-
duktion in der internen Rendite um
knapp 68 Prozent ein, und zwar aus-
gehend von 2,2 Prozent auf 0,7 Pro-
zent. Eine Frau desselben Jahrgangs
muss demgegenüber nur mit einer
Abschmelzung ihrer internen Rendite
um ca. 18 Prozent rechnen, und zwar
von 4,6 auf 3,9 Prozent. Je weiter
diese Betrachtung in die Zukunft
getragen wird, desto dominierender

machen sich die Beitragssatzsteigerungen in der
Höhe der internen Rendite bemerkbar. So haben –
im Verhältnis zur Benchmark-Rendite – insbesonde-
re alle nach 1975 geborenen Generationen deutlich
niedrigere implizite Renditen zu verzeichnen. Diese
kehrt sich für Männer des Jahrgangs 1995 sogar ins
Negative um, nämlich von 2,25 auf -0,15 Prozent.
Die interne Rendite einer im selben Jahr geborenen
Frau beträgt demgegenüber noch 3 Prozent, was
dennoch einer Reduktion im Vergleich zum Re-

Quelle: Eigene Berechnungen.
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Abbildung 5: Beitragssatzentwicklung 
der gesetzlichen Pflegeversicherung

Abbildung 4: Interne Rendite der GPV bei konstantem Beitragsatz 
und unter Berücksichtigung der defizitbereinigten
Beitragsatzanpassungen (BSA)

Quelle: Eigene Berechnungen.
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ferenzfall von ca. 37 Prozent ent-
spricht.

Im Unterschied zu der im vorherigen
Abschnitt vorliegenden konstanten
„Verzinsung“ der Beiträge aller
Jahrgänge nach der Referenzkohor-
te macht sich nun die Bevölkerungs-
entwicklung in der impliziten Rendite
bemerkbar, und gibt damit auch den
von den jeweiligen Kohorten ab-
zubezahlenden Anteil der impliziten
Schuld wieder. Beim Vergleich der
internen Renditen einer jeweiligen
Generation wird deutlich, dass auf-
grund der demographischen Ent-
wicklung die Rendite aller Genera-
tionen gedrückt wird und somit alle
einen Teil der Alterungslasten tragen
– wenn auch in sehr unterschied-
lichem Ausmaß. Insbesondere die
noch nicht geborenen Generationen
sind vom demographischen Effekt
und der Tilgung der impliziten
Schuld betroffen.

Die letzte noch zu klärende Frage
bezieht sich auf die Rückzahlung
des Geschenks der ersten Genera-
tionen. Die Höhe des Einführungs-
geschenks bestimmt sich dabei als
Differenz aus der internen Rendite
eines alternativen kapitalgedeckten
Systems – dem Marktzins – und der
impliziten Rendite des umlagefinan-
zierten Systems. Sofern dynami-
sche Effizienz vorliegt, d.h. der
Marktzins die interne Rendite des
umlagefinanzierten Systems über-
steigt, ist diese Differenz als implizite Steuer zu ver-
stehen, die allen nach Einführung des Umlageverfah-
rens lebenden Generationen aufgebürdet wird. Da-
bei entspricht die abgezinste und über alle Generati-
onen summierte implizite Steuer gerade dem Einfüh-
rungsgeschenk der ersten Generation. Gemäß die-
ser Beziehung wird die Tilgung des Einführungsge-
schenks also von jenen Generationen vorgenom-
men, für die gilt, dass der Marktzins über der inter-
nen Rendite des Umlageverfahrens liegt. 

Bei Unterstellung eines realen Marktzinses von 3
Prozent wird die Rückzahlung des Einführungsge-
schenks bis auf einen verschwindend geringen An-

teil, den die Frauen ab Jahrgang 2000 leisten, im
Wesentlichen von Männern ab Jahrgang 1955 und
jünger vorgenommen, und dies umso mehr, je
stärker die interne Rendite im Rahmen des Umla-
geverfahrens sinkt. Während der männliche
Jahrgang 1955 nur relativ wenig zur Rückzahlung
des Einführungsgeschenks beiträgt, tragen alle fol-
genden Jahrgänge bereits deutlich größere Anteile.
So steigt die implizite Steuer mit zunehmender Alte-
rung der Bevölkerung und pendelt sich erst ab etwa
dem Jahrgang 2015 ein (vgl. Abbildung 6a). Die
Tatsache, dass die männlichen Jahrgänge von 1955
bis 1970 bereits an der Rückzahlung des Einfüh-
rungsgeschenks beteiligt sind, bedeutet aber auch,
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Abbildung 6b: Durchschnittliche interne Rendite

Abbildung 6a: Interne Rendite, unterteilt nach Männern und Frauen

Quelle: Eigene Berechnungen.
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dass diese zwar immer noch den zu-
vor genannten Einführungsvorteil –
resultierend aus den kürzeren Netto-
beitragsphasen – erhalten, letztend-
lich jedoch keinem reellen Vorteil
mehr gegenüberstehen. Denn im
Vergleich zu einem alternativen kapi-
talgedeckten System mit einem
Marktzins von hier unterstellten 3
Prozent können sie im Rahmen der
umlagefinanzierten GPV nur eine nie-
drigere Rendite realisieren, und sind
deshalb effektiv schlechter gestellt.

Die Ursache für diese fast aus-
schließliche Rückzahlung des Ein-
führungsgeschenks durch die Män-
ner liegt in der Tatsache, dass
Frauen von ihrer im Durchschnitt
geringeren Beitragszahlung zur GPV
profitieren. Ein Vergleich zu den
risikoäquivalenten Prämienzah-
lungen, wie sie im Rahmen einer
kapitalgedeckten Pflegeversiche-
rung bei gleichen Leistungstransfers
fällig werden würden, zeigt, dass
diese für Frauen stets über den Bei-
tragszahlungen zur GPV liegen. So
müssen die Frauen in der kapitalge-
deckten Variante exakt den „Preis“
für Pflegeleistungen zahlen, der
ihrem Risikoprofil entspricht. Da-
gegen würden Männer im Rahmen
der kapitalgedeckten Variante ten-
denziell entlastet, da sie zwar eben-
falls eine risikoäquivalente Prämie
leisten müssten, diese aber deutlich
unter ihren Beitragszahlungen zur
GPV liegen würde. Dieser Vergleich
offenbart damit auch die im Rahmen
der GPV stattfindende intragenerati-
ve Umverteilung zwischen Männern und Frauen.

Exemplarisch illustriert Abbildung 7 die zu erwar-
tenden Prämien- und Beitragsverläufe für ein im
Projektionsjahr 2003 20-jähriges weibliches bzw.
männliches Individuum über den verbleibenden Le-
benszyklus. Wiederum sind alle Werte in realer
Kaufkraft des Jahres 2003 ausgedrückt. Zur Be-
rechnung der geschlechtsspezifischen Prämie wur-
de angenommen, dass der Barwert aller über den
verbleibenden Lebenszyklus anfallenden Pflege-
kosten im Erwartungswert dem Barwert aller zu-

künftig zu erwartenden Prämienzahlungen ent-
spricht. Der Erwartungswert der Ausgaben für jedes
künftige Jahr resultiert, indem die im entsprechen-
den Jahr anfallenden altersspezifischen Kosten mit
einer altersspezifischen Überlebenswahrscheinlich-
keit multipliziert werden. Derjenige Anteil, der über
die laufenden Kosten hinausgeht, die so genannte
Alterungsrückstellung, wurde mit einem Zinssatz
von real 3 Prozent verzinst. An dieser Stelle sei
erwähnt, dass als Grundlage für die Berechnungen
das Ausgabenprofil des Projektionsjahres dient. Im
Zeitablauf steigt die Prämie – wie auch der Beitrag
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Quelle: Eigene Berechnungen.
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zur GPV – mit 1,5 Prozent aufgrund der Pflegeleis-
tungsdynamisierung. Bei der Ermittlung der zu leis-
tenden Beiträge zur GPV wurden außerdem die de-
fizitbereinigten Beitragssatzanpassungen berück-
sichtigt.

Diese in der GPV vorliegende Umverteilung kann mit-
tels einer durchschnittlichen Renditebetrachtung he-
rausgefiltert werden. Damit lässt sich feststellen, wel-
che Generationen – unter Vernachlässigung jeglicher
intragenerativen Umverteilungselemente – tatsäch-
lich an der Rückzahlung des Einführungsgeschenks
beteiligt sind. Dabei zeigt die durchschnittliche
Renditeberechnung (Abbildung 6b), dass alle Ge-
nerationen ab 1965 und jünger eine implizite Steuer
zu tragen haben. Allein die Umverteilung im Rahmen
der GPV bewirkt, dass Frauen – trotz Alterung der
Bevölkerung – mit der GPV kaum schlechter gestellt
sind als in der alternativen kapitalgedeckten Variante
(Abbildung 6a). Damit kompensiert die intragenera-
tive Umverteilung zu einem Großteil die von den
Frauen eigentlich zu tragende implizite Steuer. Die
Männer hingegen werden durch die Umverteilung mit
einer größeren impliziten Steuer belastet.

5 Zusammenfassung 
der Ergebnisse 

Am Beispiel der Einführung der gesetzlichen Pfle-
geversicherung wurden im Rahmen dieses Bei-
trags unter Verwendung des Konzeptes der inter-
nen Rendite jene intergenerativen Verteilungseffek-
te aufgezeigt, die unter einer alternden Bevölke-
rung bei Inkraftsetzung eines umlagefinanzierten
Systems entstehen. Während die Einführung der
GPV vor allem den alten und ältesten Generationen
zu Gute kommt und bei Systemimplementierung
damit auch das Problem der Bestandsfälle und der
risikonahen Fällen löst, wird aufgrund der Alterung
der Bevölkerung aber gleichzeitig eine implizite
Schuld auf das System geladen. Diese muss in
Form steigender Beitragssätze von allen nach-
kommenden Generationen abgetragen werden.

Durch Berechnung interner Renditen für die einzel-
nen Kohorten konnten alle im Zuge der Einführung
der GPV entstehenden Umverteilungseffekte offen-
gelegt werden. In diesem Zusammenhang wurde
unterschieden zwischen der Tilgung der impliziten
Schuld und der impliziten Steuer zur Rückzahlung

des Geschenks der ersten Generationen. Die Fi-
nanzierung der Alterung, also die Tilgung der impli-
ziten Schuld, wird von allen – wenn auch insbe-
sondere von den zukünftigen Generationen – vor-
genommen und dies unabhängig davon, ob Mann
oder Frau. Aufgrund der Tatsache aber, dass Män-
ner im Durchschnitt zwar höhere Beitragszahlun-
gen leisten, gleichzeitig aber weniger Transfers er-
halten, schlagen sich bei ihnen die Beitragssatzer-
höhungen aufgrund der Alterung der Bevölkerung
in stärkerem Ausmaß auf die Höhe der internen
Renditen nieder. Das führt unter anderem auch
dazu, dass junge männliche Jahrgänge – im Unter-
schied zu den Frauen – mit einer negativen inter-
nen Rendite konfrontiert sind. 

Ähnlich liegt der Sachverhalt im Rahmen der Be-
zahlung des Einführungsgeschenks. So erfolgt
diese fast ausschließlich seitens der Männer. Dies
allerdings ist allein auf den Tatbestand starker ge-
schlechtsspezifischer Umverteilungsströme inner-
halb der GPV zurückzuführen. Im jetzigen System
der GPV findet eine erhebliche intragenerative Um-
verteilung zu Gunsten der Frauen statt. Und zwar
in einem solchen Ausmaß, dass sich weibliche In-
dividuen heute junger und zukünftiger Generatio-
nen trotz vorliegender demographischer Entwick-
lung im Rahmen der GPV nur unmerklich schlech-
ter stellen, als es in einem alternativen kapitalge-
deckten System der Fall wäre. Durch diese Umver-
teilung werden die Frauen so stark entlastet, dass
sie netto kaum zur Rückzahlung des Einführungs-
geschenks beitragen. Die jungen bzw. mittelalten
Männer hingegen gehen als deutliche Verlierer aus
der Einführung der GPV auf umlagefinanzierter Ba-
sis hervor. Sie müssen nicht nur die intergenerati-
ve Umverteilung zugunsten ihrer Elterngeneration,
sondern auch eine intragenerative Umverteilung
zugunsten des weiblichen Geschlechts hinneh-
men.
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6 Schlussfolgerungen
und politische
Handlungsempfehlungen

Der vorliegende Beitrag über die finanziellen Vertei-
lungswirkungen der gesetzlichen Pflegeversiche-
rung zeigt zweierlei: Das demographieabhängige
Umlageverfahren der GPV überschreitet nicht nur
die Grenze seiner finanziellen Leistungsfähigkeit,
sondern hat zusätzlich bedenkliche Umverteilungs-
wirkungen zur Folge. Diese beiden Missstände las-
sen sich durch punktuelle Modifikationen am beste-
henden Generationenvertrag nicht beheben. Viel-
mehr erfordert eine zukunftsfähige Pflegeversiche-
rung die grundsätzliche Abkehr vom bestehenden
System hin zu einer lohn- und einkommensunab-
hängigen kapitalgedeckten Finanzierung.

Kapitalgedeckte Versicherungsprämien haben meh-
rere Vorteile: Erstens orientiert sich ihre Höhe an den
durchschnittlich zu erwartenden lebenslangen Pfle-
geaufwendungen der versicherten Person. Somit
herrscht eine Äquivalenz von Prämienzahlungen und
Leistungsausgaben. Da so die intergenerative Verla-
gerung von Belastungen im Grunde vermieden wird,
ist eine kapitalgedeckte Pflegeversicherung weitest-
gehend auch demographieresistent. Zweitens sind
kapitalgedeckte Versicherungsprämien – sowohl in
der Variante einer kohortenspezifischen pauschalen
Pflegeprämie als auch in Form individuell risikoäqui-
valenter Prämien – unabhängig von den Arbeitslöh-
nen. Höhere Leistungsausgaben bewirken nicht auto-
matisch eine beschäftigungsfeindliche Verteuerung
der Lohnnebenkosten, so dass der Teufelskreis aus
steigenden Beitragssätzen, negativen Beschäfti-
gungseffekten und dadurch wiederum steigenden
Beitragssätzen durchbrochen würde. 

Schließlich hätte eine kapitalgedeckte Pflegeversi-
cherung drittens den Vorteil, dass die in der gesetz-
lichen Pflegeversicherung höchst intransparente
Einkommensumverteilung von der Versicherung ge-
trennt und im Steuer-Transfer-System – wo sie letzt-
endlich auch hingehört – explizit deutlich gemacht
werden müsste. Dies betrifft sowohl die Umvertei-
lung zwischen jungen und alten Generationen als

auch zwischen Männern und Frauen. Der optimale
Grad an Umverteilung lässt sich wissenschaftlich
nicht ableiten. Gerade deshalb sind aber Visibilität
und Nachvollziehbarkeit der Umverteilungswir-
kungen für die Allgemeinheit entscheidende Voraus-
setzungen für rationale Politikentscheidungen.

Vorschläge, wie eine kapitalgedeckte Pflegeversi-
cherung ausgestaltet werden sollte, existieren zur
Genüge, beispielsweise vom Sachverständigenrat
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung, vom Kronberger Kreis, dem wissen-
schaftlichen Beirat der Stiftung Marktwirtschaft
oder auch von den Autoren dieser Studie. Ihnen al-
len ist – bei Unterschieden im Detail – gemeinsam,
dass die zentralen Defizite des Status quo ver-
mieden würden und die Pflegeversicherung auf effi-
zientere und nachhaltigere Füße gestellt würde.

Alle diese Vorschläge beinhalten zudem Regelungen
für den Umstieg vom derzeitigen System auf eine
kapitalgedeckte Versicherung. Denn auch wenn die
Überlegenheit eines lohn- und einkommensunab-
hängigen Kapitaldeckungsverfahrens gegenüber
dem Status quo kaum zu bestreiten ist, so wirft ein
Systemwechsel dennoch grundlegende Fragen auf,
die vor allem den Vertrauensschutz und den Um-
gang mit der bereits entstandenen impliziten Ver-
schuldung betreffen. Problematisch stellt sich vor al-
lem die Situation für diejenigen dar, die sich bereits
in einem so fortgeschrittenen Alter befinden, dass
sie durch die Umstellung finanziell überfordert wer-
den würden, da die Zeit zum Aufbau eines ausrei-
chend großen Kapitalstocks nicht mehr ausreicht.
Für diese Gruppe wie auch für bereits Pflegebedürf-
tige sind Übergangsregelungen unerlässlich. 

Für die Politik dürfte das Erfordernis geeigneter
Übergangsregelungen und die damit verbundenen
Belastungen gegenwärtig lebender Generationen ei-
ne entscheidende Ursache für den mangelnden Re-
formwillen sein. Dennoch ist eine Umstellung auf das
Kapitaldeckungsverfahren unausweichlich, wenn
man ein komplettes Fiasko in der gesetzlichen Pfle-
geversicherung vermeiden will. Mit jedem weiteren
Jahr, das man wartet, wachsen die „Kosten des Sys-
temwechsels“. Billiger als jetzt kann der Wechsel nie
mehr umgesetzt werden. Die Zeit drängt.

Literatur zum Thema findet sich im Diskussionspapier Nr. 4 des Forschungszentrums Generationenverträge  der Albert-
Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau. Dort wurde diese Studie erarbeitet.
Das Diskussionspapier kann heruntergeladen werden unter: http://www.vwl.uni-freiburg.de/fiwiI/fzg/papers/4_05.pdf


